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Zum Thema »Gebühren-Urteil«

»Das Urteil bedeutet einen tiefen
Einschnitt für die Studenten und
wird das deutsche Studien- und
Hochschulsystem stark verändern.«

Financial Times Deutschland,
27.1.2005

»Weder haben die Studenten An-
lass, zügig zum Abschluss zu
kommen, noch nützt es den Hoch-
schulen, sie dabei zu unterstüt-
zen. Studiengebühren könnten
daran etwas ändern.«

DIE ZEIT, 27.1.2005

»›Richtig umgesetzt, eröffnet das
Urteil den Weg zu einer nachhal-
tigen wettbewerblichen Quali-
tätssicherung der akademischen
Ausbildung in Deutschland‹,
meint der Präsident der TU... [Für
ihn] ist es zudem ›selbstverständ-
lich‹, dass die Studierenden ein
Mitspracherecht über die Ver-
wendung der Mittel haben.

Süddeutsche Zeitung, 27.1.2005

»Beim Asta ... ist man natürlich
gegen Gebühren... Bevor größere
Aktionen anlaufen, müssten die
Pläne... zunächst bekannt sein,
sagt Björn Klotzbücher, Vorsitzen-
der des Fachschaftenrats der
Technischen Universität Mün-
chen. Schließlich wolle man we-
niger gegen die Entscheidung aus
Karlsruhe demonstrieren als viel-
mehr gegen ›den törichten
Schritt‹, Gebühren einzuführen.

Süddeutsche Zeitung, 31.1.2005

»Und ob die Studentenvertreter,
die gestern mit Protestaktionen
auf sich und ihre Aversionen auf-
merksam gemacht haben, sozial
gehandelt haben, darf man wohl
auch bezweifeln. Sozial heißt
doch soviel wie: gesellschaftlich
verpflichtet, eingebunden, beauf-
tragt. Und das sind diese Leute si-
cher nicht.«

Konrad Adam in DIE WELT,
4.2.2005

Das Bundesverfassungsgericht hat in
seiner heutigen Entscheidung das von den
bayerischen Universitätsspitzen erwartete
Urteil gefällt: Das vom Bundestag beschlos-
sene Verbot von so genannten Studienge-
bühren ist verfassungswidrig. »Richtig um-
gesetzt, eröffnet das Urteil den Weg zu ei-
ner nachhaltigen wettbewerblichen Quali-
tätssicherung der akademischen Ausbildung
in Deutschland«, kommentierte der Vorsit-
zende der Universität Bayern e.V., TUM-Prä-
sident Prof. Wolfgang A. Herrmann, die Ent-
scheidung.

Hierfür entscheidend sei die Bemes-
sung der Kostenbeteiligung an der Art und
Qualität der Ausbildung. Diese liege in der
Verantwortung der jeweiligen Hochschule.
Mit dem Urteil sieht sich die Universität Bay-
ern e.V. in ihren politischen Eckpunkten be-
kräftigt:

• Studiengebühren müssen zur Verbes-
serung der Qualität der Lehre und der Stu-
dienverhältnisse voll den Universitäten zu-
gute kommen, ohne dass damit anderweiti-
ge Kürzungen verbunden werden.

• Die Höhe der Studienbeiträge ist von
den einzelnen Universitäten festzusetzen: Je
nach Art und Aufwand des jeweiligen Stu-
dienangebots sind differenzierte Beiträge zu
ermöglichen, um den kosten- und qualitäts-
bezogenen Kriterien von Leistung und Ge-
genleistung gerecht zu werden.

• Da eine verbesserte, international
wettbewerbsfähige Lehrqualität erheblich
bessere Betreuungsverhältnisse als bisher
und damit zusätzliches Lehrpersonal vor-
aussetzt, dürfen Studienbeiträge als »Dritt-
mittel für die Lehre« nicht kapazitätserhö-
hend wirken. Qualität geht vor Quantität.

• Studienbeiträge dürfen Befähigte
nicht vom Studium abhalten. Deshalb sind
günstige Studiendarlehen zu schaffen. Sie
müssen erst nach dem Ende des Studiums
einkommensabhängig zurückgezahlt wer-
den. Die damit verbundene Sozialverträglich-
keit ist durch den Staat sicherzustellen. Ein
Modell hierfür stellt der so genannte Bil-
dungsfonds dar, wie er vereinzelt bereits
auch an staatlichen Universitäten praktiziert
wird.

• Ergänzend ist ein leistungsorientier-
tes Stipendiensystem aufzubauen.

Wie Herrmann ferner feststellte, ist mit
dem Richterspruch eine weitere ideolo-
gisch gesetzte Fessel der deutschen Hoch-
schulen gelöst. Es komme nun darauf an,
die Studienbeiträge den Universitäten als
»Drittmittel für die Lehre« in voller Höhe zu-
zuführen, damit sie dort die Qualität der
Ausbildung sichern helfen und außerdem
die Universität als Solidargemeinschaft stär-
ken. Herrmann hält eine Mitsprache der
Studierenden bei der Mittelverwendung für
selbstverständlich.

Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26. Januar 2005:

Universität Bayern e.V. begrüßt Studienbeiträge
nach dem »Prinzip Leistung und Gegenleistung«

Studienbeiträge sind »Drittmittel für die Lehre«! - Rektoren fordern Gegenfinanzierung

durch sozialverträgliche Darlehen

Aus der Urteilsbegründung:
»... bietet die Möglichkeit, allgemeine Studiengebühren einzuführen und auszugestalten,
den Ländern darüber hinaus die Chance, die Qualität der Hochschulen und eine wertbe-
wusste Inanspruchnahme ihrer Ausbildungsleistungen zu fördern und auf diese Weise
auch Ziele der Gesamtwirtschaft zu verfolgen. Der Bundesgesetzgeber hat diesen Aspekt
der bundesstaatlichen Ordnung vernachlässigt, indem er ausschließlich die Risiken der
Einführung von Studiengebühren für die Hochschulbildung in den Blick genommen hat.«


